
  
  

 
   

  
    

      

 
   

  
 

  
   

   
 

  
  

 
 

      
      

 
 

    
      

 
   

   
     

 
 

  

Deutscher Bundestag Drucksache 19/20624 
19. Wahlperiode 01.07.2020 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur (15. Ausschuss) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
– Drucksachen 19/19500, 19/19655 Nr. 7 – 

Bericht über das Ergebnis der Vorplanung und der frühen Öffentlichkeits-
beteiligung zur Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden 

A. Problem 
Die Maßnahme Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden 
(Schienenhinterlandanbindung der Festen Fehmarnbeltquerung – FBQ) zwischen 
Lübeck und Puttgarden erfordert die Erweiterung, den Neubau und die Elektrifi-
zierung zweier Gleise. Durch den Ausbau der Schienenkapazitäten, die Elektrifi-
zierung und die Erhöhung der Reisegeschwindigkeiten im Nah- und Fernverkehr 
soll die Fahrzeit der Eisenbahn im Personen- und Güterverkehr verkürzt werden. 
Die Strecke ist Bestandteil des TEN-Kernnetzkorridors Skandinavien – Mittel-
meer. Die Bundesrepublik Deutschland hat zudem am 3. September 2008 mit dem 
Königreich Dänemark einen Staatsvertrag zum Bau der Festen Fehmarnbeltque-
rung nebst Hinterlandanbindung geschlossen. Die Schienenhinterlandanbindung 
führt durch eine stark vom Tourismus geprägte und ökologisch sensible Region. 

Im September 2011 wurde auf Initiative der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung das „Dialogforum Feste Fehmarnbeltquerung“ einberufen. Ergebnis des 
Dialogforums sind vier bzw. inklusive der Fehmarnsundquerung fünf Kernforde-
rungen. 

Das BMVI hat auf Grundlage der Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung mit der 
Deutschen Bahn zu den Ergebnissen der Vorplanung und der frühen Öffentlich-
keitsbeteiligung berichtet. Gegenstände des Berichts sind die Vorzugsvariante in-
klusive erster belastbarer Kostenschätzungen und die frühe Öffentlichkeitsbetei-
ligung nach § 25 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Dabei wurden mit 
Blick auf den Antrag auf Bundestagsdrucksache 18/7365 die fünf Kernforderun-
gen geprüft und wurde die Umsetzung dieser zusätzlichen Forderungen aufgrund 
des Charakters als Maßnahmen, die über das gesetzliche Maß hinausgehen, nicht 
zur Umsetzung empfohlen. 

Zur Umsetzung und zur Finanzierung von Kernforderungen ist daher ein Be-
schluss des Deutschen Bundestages erforderlich. 
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B. Lösung 
Annahme einer Entschließung, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, 
die Vorzugsvariante der Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – 
Puttgarden (Hinterlandanbindung FBQ) als Teil des Bedarfsplanvorhabens zu-
sätzlich mit in der Entschließung näher bezeichneten Maßnahmen zum Lärm-
schutz, zum Schutz vor Erschütterungen, zum Trassenverlauf, zur Kostenbeteili-
gung der Kommunen und bezüglich der Fehmarnsundquerung umzusetzen. 

Annahme einer Entschließung mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE 
LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Unterrichtung durch die Bundesregierung auf Drucksache 
19/19500 folgende Entschließung anzunehmen: 

,Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Maßnahme Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden 
(Schienenhinterlandanbindung der Festen Fehmarnbeltquerung – FBQ) zwischen 
Lübeck und Puttgarden erfordert die Erweiterung, den Neubau und die Elektrifi-
zierung zweier Gleise. Mit Fertigstellung soll der Schienengüterverkehr auf der 
Strecke Lübeck – Kopenhagen wieder aufgenommen werden. Es handelt sich um 
eines der größten Verkehrsprojekte der Bundesrepublik Deutschland. 

Durch den Ausbau der Schienenkapazitäten, die Elektrifizierung und die Erhö-
hung der Reisegeschwindigkeiten im Nah- und Fernverkehr soll die Fahrzeit der 
Eisenbahn im Personen- und Güterverkehr verkürzt werden. 

Die Strecke ist Bestandteil des TEN-Kernnetzkorridors Skandinavien – Mittel-
meer, für den das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union die 
Eisenbahnachse Fehmarnbelt im Anhang III der Entscheidung Nr. 1692/96/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 1996 über gemeinschaft-
liche Leitlinien für den Aufbau eines transeuropäischen Verkehrsnetzes (Amts-
blatt Nr. L 228 vom 9. September 1996, S. 1), zuletzt geändert durch Entschei-
dung Nr. 884/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 (Amtsblatt Nr. L 167 vom 30. April 2004) sowie durch Verordnung (EG) 
Nr. 1791/2006 des Rates vom 20. November 2006 (Amtsblatt Nr. L 363 vom 20. 
Dezember 2006), als ein vorrangiges Vorhaben beim Aufbau der transeuropäi-
schen Verkehrsnetze (TEN-V) identifiziert haben. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 3. September 2008 mit dem Königreich 
Dänemark einen Staatsvertrag zum Bau der Festen Fehmarnbeltquerung nebst 
Hinterlandanbindung geschlossen. Die Vereinbarung zwischen der Bundesrepub-
lik Deutschland und dem Königreich Dänemark sieht vor, dass die Kosten für die 
Errichtung und den Betrieb der Querung vollständig von Dänemark getragen und 
durch Nutzergebühren finanziert werden (vgl. Artikel I Abs. 1 des Staatsvertra-
ges). 

Die Schienenhinterlandanbindung führt durch eine stark vom Tourismus geprägte 
und ökologisch sensible Region. Das bedeutet für die Region Belastungen und ein 
damit einhergehendes Risiko, dass sich Gäste schon während der sechs- bis acht-
jährigen Bauzeit anderen Regionen auch außerhalb Deutschlands zuwenden. Das 
wiegt umso schwerer, als in den vergangenen Jahren erhebliche Investitionen so-
wohl von der öffentlichen Hand als auch von privaten Investoren und lokalen Ge-
werbetreibenden in die touristische Infrastruktur geleistet wurden. Mithilfe dieser 
Investitionen hat es Ostholstein geschafft, seine Gästezahlen deutlich zu steigern 
und sich auch gegenüber internationalen Urlaubszielen zu positionieren. 

Im September 2011 wurde auf Initiative der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung das „Dialogforum Feste Fehmarnbeltquerung“ einberufen. Es soll „dem 
transparenten Informations- und Meinungsaustausch zu allen Gesichtspunkten 
des Projekts unter Einbeziehung der Belange aller Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer“ dienen und „die vorgesehenen Verwaltungsverfahren (Raumordnungsver-
fahren, Planfeststellungsverfahren) zur Festen Fehmarnbeltquerung und ihren 
Hinterlandanbindungen sowie den gesamten Prozess bis zur Realisierung“ beglei-
ten (vgl. „Grundsätze für das Dialogforum“ vom 5. September 2011). 
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Der Deutsche Bundestag hat am 28. Januar 2016 mit dem Antrag „Menschen- und 
umweltgerechte Realisierung europäischer Schienennetze“ (Bundestagsdrucksa-
che 18/7365) einstimmig beschlossen, „in Fällen besonderer regionaler Betrof-
fenheit durch die Realisierung von Schienengütertrassen der Verkehrskorridore 
des TEN-Verkehrs-Kernnetzes […] auch künftig die konstruktive Zusammenar-
beit der Akteure vor Ort zu berücksichtigen“ und „aus den jeweils dort gewonne-
nen Empfehlungen im Einzelfall konkrete Beschlüssen an die Bundesregierung 
zu formulieren, um im Einzelfall im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel ei-
nen besonderen – über das gesetzliche Maß hinausgehenden – Schutz von An-
wohnern und Umwelt erreichen zu können“. Um die Akzeptanz für den ökolo-
gisch bedeutsamen Verkehrsträger Schiene und notwendige Ausbaumaßnahmen 
sicherzustellen, kann der Gesetzgeber im Einzelfall auf Grundlage dieses Bundes-
tagsbeschlusses auch haushaltsrechtliche Vorgaben zurückstellen. 

Das „Dialogforum Feste Fehmarnbeltquerung“ hat daraufhin im September 2016 
beschlossen, vier regionale „Runde Tische“ einzurichten, an denen die Bürger-
meister der betroffenen Gemeinden, Vertreter von Bürgerinitiativen, Arbeitsgrup-
pen und Verbänden, der Kreis Ostholstein und das Land Schleswig-Holstein be-
teiligt sind. Ferner wurde ein „Projektbeirat“ gegründet, um „die konkreten Lö-
sungsvorschläge der runden Tische zur Vorlage an das Dialogforum auf[zu]berei-
ten und Impulse an die runden Tische [zu] geben“. Zu diesem Projektbeirat wur-
den neben Vertretern der Runden Tische, des Kreises und des Landes auch Mit-
arbeiter der Deutschen Bahn als technische Berater sowie das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) eingeladen. An den Sitzungen des 
Dialogforums nahmen Bürgerinitiativen, die Deutsche Bahn, Unternehmerver-
bände, Kammern des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Gemeinden und Kommu-
nalverbände, Kreise und das Land teil. Ergebnis des Dialogforums sind vier bzw. 
inklusive der Fehmarnsundquerung fünf Kernforderungen. 

Das BMVI hat auf Grundlage der Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung dem Aus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages zu den 
Ergebnissen der Vorplanung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung berichtet. 
Gegenstände des Berichts sind die Vorzugsvariante inklusive erster belastbarer 
Kostenschätzungen und die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 25 Abs. 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. Dabei wurden mit Blick auf Bundestagsdrucksa-
che 18/7365 die vorerwähnten fünf Kernforderungen geprüft und die Umsetzung 
dieser zusätzlichen Forderungen aufgrund des Charakters als Maßnahmen, die 
über das gesetzliche Maß hinausgehen, nicht zur Umsetzung empfohlen. 

Zur Umsetzung und zur Finanzierung von Kernforderungen ist daher ein Be-
schluss des Deutschen Bundestages erforderlich. Die Verhältnismäßigkeit ist 
hierbei zu wahren. Der Deutsche Bundestag orientiert sich daran, dass der NKV 
nicht unter 1,0 fallen soll. 

Vor diesem Hintergrund beschließt der Deutsche Bundestag: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die Vorzugsvariante 
der Ausbaustrecke/Neubaustrecke Hamburg – Lübeck – Puttgarden (Hinterland-
anbindung FBQ) als Teil des Bedarfsplanvorhabens zusätzlich mit folgenden 
Maßnahmen (Kernforderungen) umzusetzen: 

Kernforderung 1 – Lärmschutz 

a) Gesamtlärmbetrachtung 

Eine Gesamtlärmbetrachtung ist derzeit noch nicht umsetzbar, da hierfür die 
wissenschaftlichen methodischen Erkenntnisse zur Berechnung des Gesamt-
lärms, die Bestimmung der einschlägigen Lärmquellen und die sich hieraus 
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ergebenden Rechtsfolgen für die unterschiedlichen Lärmquellen ungeklärt 
sind. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird da-
her die Einführung einer Gesamtlärmbetrachtung gemäß des Koalitionsver-
trages vom 12. März 2018 zügig vorantreiben. Eine Gesamtlärmbetrachtung 
ist durchzuführen, wenn die entsprechenden gesetzlichen Vorgaben vor Er-
lass des Planfeststellungsbeschlusses in Kraft treten. 

b) Vollschutz und niedrigere Immissionsgrenzwerte 

Aufgrund der Wechselwirkungen bei den verschiedenen Lärmschutzmaß-
nahmen (Bundestagsdruckdache 19/19500, S. 64) beteiligt sich der Bund an 
den für den Vollschutz entstehenden Mehrkosten mit 100 Mio. Euro. Nach 
erneuter Prüfung durch die Projektverantwortlichen konnten bereits durch 
die Variantenentscheidung zugunsten des Absenktunnels etliche Schutzfälle 
bei Sportboothäfen und Campingplätzen geklärt werden. Aus der Gesamt-
summe der 100 Mio. Euro stellt der Bund aufgrund der herausragenden Be-
deutung des Tourismus für die Region für die Lösung der nach Bericht der 
DB AG übrigen drei Schutzfälle an Campingplätzen 2 Mio. Euro zur Verfü-
gung. 

c) Lärmschutz im Bestand 

Der Bund übernimmt die insgesamt veranschlagten Kosten von 34,8 Mio. 
Euro für den Lärmschutz in Lübeck. 

Kernforderung 2 – Schutz vor Erschütterungen 

Aus dem Bericht der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 19/19500 geht 
hervor, dass die DB AG im Bereich der Neubauabschnitte den Verbau von be-
sohlten Schwellen an betroffenen Stellen zugesagt hat. Der Hinweis im Bericht 
der Bundesregierung, dass beim Erschütterungsschutz im Bestand Maßnahmen 
zur Erschütterungsminderung über die Lärmsanierungsförderrichtlinie möglich 
und finanzierbar sind, ist zu beachten. Mithin bestehen Maßnahmen für den Er-
schütterungsschutz im Bestand und in Bauabschnitten. Im Rahmen der Umset-
zung des Vollschutzes im Bereich der Schallschutzmaßnahmen ist die gleichzei-
tige Umsetzung dieser Kernforderung sinnvoll. Der Bund stellt dafür Mittel in 
Höhe von 26,2 Mio. Euro zur Verfügung. 

Kernforderung 3 – Trassenverlauf 

– Bad Schwartau 

Der Bund stellt für die Realisierung eines Troges mit 3,2 m Tiefe (vgl. Bun-
destagsdrucksache 19/19500, S. 55) bis zu 50 Mio. Euro zur Verfügung. 

– Sierksdorf 

Der Bund stellt für die Akzeptanzlösung Tieferlegung im Bereich Sierksdorf 
bis zu 1 Mio. Euro zur Verfügung. Den Wunsch für eine Steilwand im Be-
reich Roge kann der Deutsche Bundestag zwar nachvollziehen, jedoch kön-
nen hierfür keine Mittel bereitgestellt werden. Es wird empfohlen, dass das 
Land Schleswig-Holstein eine Übernahme dieser Kosten prüft. 

– Ratekau 

Wenngleich durch die Realisierung der Vorzugsvariante nur wenige Schutz-
fälle verbleiben, ist im Bereich Ruppersdorf der besonderen Situation Rech-
nung zu tragen, dass die Anwohner durch den Trassenbau in der geplanten 
Form zwischen der Autobahn und der neuen Bahntrasse eingeschlossen wür-
den. Die besonderen Umstände, die sich hierdurch ergeben, können durch 
gesetzliche Bestimmungen zum Immissionsschutz nicht in ausreichendem 
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Maße gewürdigt werden. Der Bund übernimmt die Mehrkosten von insge-
samt 10,1 Mio. Euro. 

Kernforderung 4 – Kostenbeteiligung der Kommunen 

Die Forderung der Kommunen hinsichtlich der Befreiung von der Kostenbeteili-
gung an Eisenbahnkreuzungsmaßnahmen hat sich mit der Novellierung des EKrG 
im Zuge der Planungsbeschleunigungsgesetzgebungen des Klimapakets erübrigt. 

Bezüglich der Forderung einer Freistellung der Kommunen von Kostenbeteili-
gungen bei der Bahnhofsumgestaltung begrüßt der Deutsche Bundestag die Zu-
sage des Landes Schleswig-Holstein, das laut des Berichts der Bundesregierung 
(vgl. Bundestagsdrucksache 19/19500, S. 12) die Übernahme von 85 % des kom-
munalen Anteils zugesagt hat. Zur Entlastung der Kommunen stellt der Bund pau-
schal einen Betrag von 5 Mio. Euro zur Verfügung. 

Kernforderung 5 – Kernforderungen bezüglich der Fehmarnsundquerung 

Im Rahmen des Neubaus der Fehmarnsundquerung wird durch den Absenktunnel 
als Vorzugsvariante bereits ein Großteil der Kernforderung erfüllt. Für überge-
setzliche Forderungen zu schalltechnischen und erschütterungstechnischen 
Schutzmaßnahmen stellt der Bund bis zu 5 Mio. Euro bereit. 

Darüber hinaus beschließt der Deutsche Bundestag: 

– Die nachvollziehbar verlorenen Planungskosten aufgrund dieses Beschlus-
ses können den Eisenbahn-Infrastrukturunternehmen des Bundes auf Antrag 
durch den Bund erstattet werden. 

– Die Punkte 1 bis 5 werden Bestandteil der erforderlichen Planfeststellungs-
und Planänderungsverfahren. 

– Die nach heutiger Kostenschätzung auf den Bund entfallenden, in den Num-
mern 1 bis 5 aufgeführten Kosten i. H. v. 232,1 Mio. Euro sind zum Zeit-
punkt des Abschlusses der Finanzierungsvereinbarungen im Einzelplan 12 
gegenzufinanzieren.‘ 

Berlin, den 1. Juli 2020 

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Cem Özdemir Torsten Herbst 
Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Torsten Herbst 

I. Überweisung 

Die Unterrichtung auf Drucksache 19/19500 wurde dem Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur am 
29. Mai 2020 gemäß § 80 Absatz 3 der Geschäftsordnung zur Beratung überwiesen (Drucksache 19/19655 Nr. 
1.7). In seiner 169. Sitzung am 1. Juli 2020 hat der Deutsche Bundestag die Unterrichtung nachträglich zusätzlich 
an den Haushaltsausschuss zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Unterrichtung beinhaltet Informationen über die Ausgestaltung des zur Realisierung anstehenden Bedarfs-
planvorhabens ABS/NBS Hamburg – Lübeck – Puttgarden nach Abschluss der Vorplanung (Leistungsphase 2 
HOAI). Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) teilt darin mit, die Planung dieses 
Vorhabens sei bereits weiter fortgeschritten (Entwurfs- und Genehmigungsplanung), vor dem Hintergrund des 
hohen öffentlichen Interesses hätten DB Netz AG und BMVI entschieden, den Bericht dennoch vorzulegen und 
über die seit 2015 vorliegende Vorzugsvariante inklusive erster belastbarer Kostenschätzung zu informieren. 

Die ABS/NBS Hamburg – Lübeck – Puttgarden sei im Vordringlichen Bedarf des geltenden Bedarfsplans des 
Bundesschienenwegeausbaugesetzes (BSWAG) enthalten. Das Projekt beinhalte im Wesentlichen einen zwei-
gleisig elektrifizierten Ausbau mit neuen Umfahrungsabschnitten zwischen Lübeck und Puttgarden und sei Be-
standteil des TEN-T-Kernnetzes. Mit dem Aus- und Neubauprojekt solle die direkte Schienenverbindung nach 
Dänemark deutlich verkürzt und beschleunigt werden. Die Vorplanung (Leistungsphase 2 HOAI) sei 2015 abge-
schlossen worden. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 25 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sei 
erfolgt. Die im Zuge der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung gegebenen Anregungen bzw. Forderungen hinsichtlich 
der Ausgestaltung des Streckenausbaus bzw. hinsichtlich Begleitmaßnahmen werden in der Unterrichtung be-
schrieben. 

In der Unterrichtung wird im Rahmen einer Empfehlung des Eisenbahn-Bundesamtes mitgeteilt, der Projektbeirat 
erhebe zusätzliche Forderungen zu der in der Unterrichtung beschriebenen Vorzugsvariante, die über die gesetz-
lichen Regelungen hinausgingen und folglich in der Vorzugsvariante nicht hätten berücksichtigt werden können. 
Die Forderungen bezögen sich im Wesentlichen auf Maßnahmen entlang der Strecke zu einer weitergehenden 
Lärmminderung, die das gesetzlich normierte Maß deutlich übersteige. Eine Umsetzung würde zu erheblichen 
Mehrkosten, einer damit verbundenen Verringerung des Nutzen-Kosten-Faktors und einer Verlängerung der Bau-
zeit von bis zu 7 Jahren führen. Unter Berücksichtigung wirtschaftlicher und gesetzlicher Aspekte könnten die 
zusätzlichen Forderungen der Region vom Eisenbahn-Bundesamt nicht zur Umsetzung empfohlen werden. Seine 
Empfehlung laute daher, die in der Unterrichtung beschriebene Vorzugsvariante der DB Netz AG für die weiteren 
Planungen zu Grunde zu legen. 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 
Der Haushaltsausschuss hat die Unterrichtung in seiner 68. Sitzung am 1. Juli 2020 beraten und empfiehlt 
Kenntnisnahme. 
IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hat die Unterrichtung in seiner 79. Sitzung am 1. Juli 2020 
beraten. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben dazu einen Entschließungsantrag eingebracht (Ausschuss-
drucksache 19(15)382), dessen Inhalt sich aus der Beschlussempfehlung ergibt. 

Die Fraktion der CDU/CSU lobte das geplante Schienenprojekt. Sie wies daraufhin, dass man mit den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD den im Jahr 2016 beschlossenen Antrag „Menschen- und 
umweltgerechte Realisierung europäischer Schienennetze“ (Bundestagsdrucksache 18/7365) umsetze. Sie be-
tonte, es sei zur Umsetzung von Schienenprojekten wichtig, die Bürgerinnen und Bürger vor Ort mitzunehmen. 
Bei dem Projekt hätten sich viele Bürgerinnen und Bürger sehr konstruktiv eingebracht. Vieles von dem, was 
gefordert worden sei, sei bereits in die Planungen der Deutschen Bahn eingeflossen. Einige Punkte seien offen 
geblieben, bei denen es nun am Parlament sei, über die gesetzlichen Regelungen hinauszugehen. 



Drucksache 19/20624 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 
 
 
Die Fraktion der SPD hob die große Bedeutung des Schienenprojekts für den gesamten Ostseeraum im Hinblick 
auf die Verbindung nach Skandinavien hervor. Zudem komme man mit der Umsetzung der Hinterlandanbindung 
einer Verpflichtung gegenüber Dänemark nach. Der von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachte 
Entschließungsantrag sei ein Meilenstein und er zeige, dass sich Bürgerbeteiligung lohne, auch wenn es nicht 
möglich sei, alle Erwartungen vollständig zu erfüllen. In Bezug auf Bad Schwartau hoffe man, dass eine Lösung 
gefunden werde und setze dabei auch auf das Land Schleswig-Holstein. Sie brachte die Hoffnung zum Ausdruck, 
dass nun die Voraussetzungen geschaffen seien, um hier die Hinterlandanbindung auf der Schiene zügig realisie-
ren zu können. 

Die Fraktion der AfD führte aus, das Projekt sei für den künftigen Schienenverkehr richtungsweisend. Einen 
übergesetzlichen Lärmschutz befürworte sie bei diesem Projekt, aber auch generell, soweit dieser wirtschaftlich 
tragbar sei und das Nutzen-Kosten-Verhältnis nicht unter 1 falle. Einen „Wermutstropfen“ stelle bei dem Projekt 
die geplante Schließung der Bäderbahn dar. Zu begrüßen sei hingegen der vorgesehene Erhalt der Fehmarnsund-
brücke.  

Die Fraktion der FDP stellte fest, sie befürworte das Schienenwegeprojekt. Dieses weise einen hohen Nutzen 
für die Personen- und die Frachtbeförderung auf und sei auch aus umweltpolitischen Gründen sinnvoll. Zudem 
sei die europäische Dimension des Projektes zu beachten, weil dadurch einen TEN-V-Achse vervollständigt 
werde. Die frühe Bürgerbeteiligung bei diesem Projekt habe sich als sehr positiv erwiesen. Es habe eine intensive 
Erörterung aller Aspekte des Projekts gegeben und nun sei es an der Zeit, eine Entscheidung zu treffen, zumal 
man auch gegenüber Dänemark im Wort stehe. Zu bedenken sei allerdings, dass über die gesetzlichen Vorgaben 
hinausgehende Schutzmaßnahmen Präjudizwirkung für andere Projekte hätten. Dadurch entstehende Mehrkosten 
verringerten die Möglichkeit zur Realisierung anderer Schienenprojekte.  

Die Fraktion DIE LINKE. betonte, sie sei von Beginn an gegen das Projekt gewesen, denn es handele sich eben 
nicht nur um ein Bahnprojekt, sondern es gehe auch um einen vierspurigen Straßenausbau. Dies bilde auch einen 
zentralen Kritikpunkt in der Region an diesem Projekt. Mit dem Straßenausbau werde es mehr LKW-Verkehr 
geben und die Klimaziele würden in Frage gestellt. Einem reinen Bahnprojekt würde sie hingegen zustimmen. 
Zudem sei aufgrund von Entscheidungen der EU auch die Finanzierung des Projekts in Frage gestellt. In dem 
Entschließungsantrag erhobene Forderungen nach einen besseren Lärm- und Umweltschutz seien zu begrüßen, 
würden von ihr aber noch nicht als ausreichend angesehen.  

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bemerkte, sie stehe dem Projekt kritisch gegenüber. Zudem be-
zweifle sie unter Hinweis auf Feststellungen des Bundesrechnungshofes die Zuverlässigkeit der Kostenkalkula-
tion. Im September werde man sehen, wie sich das Bundesverwaltungsgericht zu dem Projekt stelle. Zusätzliche 
Schutzmaßnahmen, wie sie in dem Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD vorgesehen 
seien, begrüße sie.  

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, den Entschließungsantrag auf Ausschussdrucksache 19(15)382) in Kenntnis der Unterrichtung auf Druck-
sache 19/19500 anzunehmen.  

Berlin, den 1. Juli 2020 

Torsten Herbst 
Berichterstatter 
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